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SICHERHEIT AUF DIE 1 – Unsere Agenda für
Sicherheit & Ordnung in Dresden

Beschluss:

1. Die  Junge  Union  Dresden  fordert  eine  umfassende  Sicherheits-  und
Ordnungsoffensive für die Landeshauptstadt Dresden, die die unten genannten
Punkte als Leitlinien und Maßnahmenbündel für eine moderne, konsequente
und bürgernahe Sicherheitspolitik festlegt.

2. Der Kreisvorstand wird beauftragt, diese Forderungen aktiv und zielgerichtet in
die  Junge  Union Sachsen und Niederschlesien,  die  CDU  Dresden,  die  CDU-
Fraktion  im  Dresdner  Stadtrat  sowie  gegenüber  der  Sächsischen  Union
einzubringen.

Dresden ist  eine der  sichersten Städte deutschlandweit.  Darauf  sind wir  stolz  und
wollen, dass das auch in Zukunft so bleibt. Die Kommunale Bürgerumfrage von 2024
zeigt  jedoch,  dass  das  Sicherheitsgefühl  vieler  Dresdnerinnen und Dresdner  unter
Druck steht: Nur noch die Hälfte der Befragten fühlt sich in der Landeshauptstadt sicher
oder  sehr  sicher.  Die  Dresdner  Neustadt,  Gorbitz  und  der  Wiener  Platz  werden
zunehmend  als  unsichere  Orte  wahrgenommen.  Was  oft  als  rein  subjektives
Unsicherheitsgefühl bagatellisiert wird, hat im Alltag reale Konsequenzen. Wenn Orte
aus Unbehagen und Angst mehr und mehr gemieden werden, nehmen randständige
Gruppen  diesen  Platz  ein.  Aus  subjektiven  Gefühlslagen  werden  reale
sicherheitspolitische Konsequenzen.

Zugleich zeigt die Polizeiliche Kriminalstatistik, dass sich nicht nur Wahrnehmungen
verschieben: Die Zahl der Opfer von gefährlichen und schweren Körperverletzungen
steigt.  Gewaltkriminalität,  gerade durch Kinder  und Jugendliche,  befindet  sich auf
einem  Allzeithoch.  Auch  die  Zahl  sexueller  An-  und  Übergriffe  steigt.
Zuwandererkriminalität,  meist  durch  eine  kleine  Gruppe  von  Mehrfach-  und
Intensivstraftätern begangen, bleibt ein dringendes Handlungsfeld. Vorfälle wie die
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Messerangriffe in der DVB, am Wiener Platz, am Albertplatz oder am Lennéplatz in den
vergangenen Monaten, schreiben sich tief in das Sicherheitsgefühl unserer Stadt ein.

Ohne Sicherheit keine Freiheit. Das ist unsere christdemokratische Überzeugung. Wer
Sicherheit vernachlässigt, verliert öffentliche Räume. Wer öffentliche Räume verliert,
verliert das Vertrauen unserer Bürgerinnen und Bürger. Wer Vertrauen verliert, öffnet
den Raum für gesellschaftliche Verrohung, kriminelle Machenschaften und politische
Extreme. Ein lebenswertes Dresden kann es nur geben, wenn Sicherheit und Ordnung
tagtäglich durchgesetzt und verteidigt werden, wenn gesetzliche wie ungeschriebene
Regeln menschlichen Zusammenlebens respektiert und befolgt werden. 

Unser Anspruch und unsere Zielsetzung lautet: Sicherheit auf die 1. Das heißt: Sicherheit
muss Priorität und Grundvoraussetzung politischen Handelns in Dresden und Sachsen
sein.  Moderne  und  gut  ausgestattete  Sicherheitsbehörden,  die  auch  mit  den
technischen  Möglichkeiten  und  Befugnissen  von  morgen  arbeiten  dürfen.  Eine 
Stadtplanung, die die Sicherheitsbedürfnisse insbesondere von vulnerablen Gruppen
kriminalpräventiv mitdenkt. Eine Null-Toleranzpolitik, ob bei Ordnungswidrigkeiten oder
Straftaten. Eine Sicherheitspolitik,  die ebenenübergreifend mit öffentlichen, privaten
und gemeinnützigen Akteuren zusammenarbeitet und Maßnahmen lokal koordiniert.
Wir denken Sicherheit ganzheitlich: Prävention, Intervention und Kooperation müssen
immer  Hand  in  Hand  gehen.  Nur  so  können  Sicherheitsprobleme  zügig  und
ideologiefrei bekannt, benannt und behoben werden.

Sicherheit  ist  und  bleibt  für  die  Menschen  in  Dresden  und  Sachsen  eines  der
drängendsten  Themen  unserer  Zeit.  Die  politische  Instrumentalisierung  und
Vereinnahmung  von  Migrationsthemen  überschattet  oft  die  gesamte
sicherheitspolitische Debatte. Für uns ist  klar:  Probleme wie Zuwandererkriminalität
müssen  scheuklappenfrei  adressiert  werden.  Doch  Sicherheit  ist  mehr  als
Ausländerkriminalität. Wir scheuen uns nicht davor, Sicherheitspolitik entschlossen und
beherzt  anzugehen.  Doch wir  denken sie  von der  Lösung her,  nicht  vom Problem.
Sicherheit ist unsere christdemokratische Kernkompetenz. Sorgen wir dafür, dass dies
auch so bleibt. Mit Maß und Mitte.
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I.  Videobeobachtung  an  Kriminalitätsschwerpunkten:  Straftaten  zügig  aufklären
und präventiv abwenden.  

Der Messerangriff in der Dresdner Straßenbahn im vergangenen Jahr hat eindrücklich
gezeigt: Erst das Videomaterial der in der Bahn integrierten Kamera konnte zur Klärung
des genauen Tathergangs beitragen und so den Angreifer zügig stellen. Für uns ist klar:
Videobeobachtung  ist  und  bleibt  ein  wichtiges  Instrument  und  muss  Teil  eines
gesamtstädtischen Sicherheitskonzeptes sein.  Nicht nur um Straftaten schnell  und
gezielt aufzuklären, sondern auch, um sie von vornherein abzuwenden.

Die  internationale  Forschung zeigt,  dass Videoaufklärung kriminalitätsreduzierende
Effekte haben kann. Besonders dort, wo sie nicht isoliert eingesetzt, sondern mit aktiver
Intervention,  Beleuchtung  und  polizeilicher  Präsenz  verbunden  wird.
Videobeobachtung ersetzt nicht die Präsenz unserer Ordnungsbehörden. Doch gerade
an  kriminalitätsbelasteten  Orten  unterstützt  sie  dabei,  gefährliche  Situationen
frühzeitig erkennen und schnell reagieren zu können.

Dazu sollten wir  uns nicht  dem Potential  moderner  Technologien und intelligenter
Systeme verschließen, sondern gezielt zur Kriminalitätsprävention nutzbar machen. KI-
gestützte  Videobeobachtung  ist  in  der  Lage,  gefährliche  Bewegungsmuster
automatisiert  zu  erkennen  und  damit  personelle  Ressourcen  zu  entlasten.  Wir
unterstützen  daher  die  rechtssichere  Weiterentwicklung  der  intelligenten
Videobeobachtung an Kriminalitätsschwerpunkten im Rahmen der Neuregelung des
Sächsischen  Polizeivollzugsdienstgesetzes.  Der  Schutz  persönlicher  Daten  ist  in
Deutschland ein hohes Gut. Doch Datenschutz darf nicht zum Sicherheitsrisiko werden.
Wer Kriminellen bereitwillig Schlupflöcher lässt, schützt nicht die Persönlichkeitsrechte
unserer Bürgerinnen und Bürger, sondern riskiert ihre Sicherheit. Daher setzen wir uns
für eine gezielte, rechtsstaatliche und technisch moderne Videobeobachtung an Orten
ein,  an  denen  wiederholt  Straftaten,  Drogenhandel,  Gewalt  oder  schwere
Ordnungsstörungen auftreten.

Die Junge Union Dresden fordert:

1. KI-gestützte  Videobeobachtung  an  Kriminalitätsschwerpunkten
ermöglichen. Dresden soll sich gegenüber Freistaat und Polizeidirektion dafür
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einsetzen,  dass  neue  rechtliche  Möglichkeiten  zur  intelligenten
Videobeobachtung  prioritär  an  Kriminalitätsschwerpunkten  in  Dresden
eingesetzt werden.

2. Mobile Videobeobachtungsstationen prüfen. Kriminalität verlagert sich. Unser
Rechtsstaat  muss  so  flexibel  sein,  wie  die,  die  er  verfolgt.  Mobile
Videobeobachtungsstationen können helfen, kurzfristig auf neue Brennpunkte
zu reagieren, ohne dauerhaft und kostenintensiv feste Kamerainfrastruktur zu
betreiben.

3. Videotechnik  im  ÖPNV  und  an  Haltestellen  nachrüsten.  Der  öffentliche
Nahverkehr ist für viele Menschen der zentrale Mobilitätsraum der Stadt. Gerade
Frauen, Jugendliche und ältere Menschen müssen sich an Haltestellen und in
Bahnen noch sicherer fühlen.  Die DVB und ihre Subunternehmen sollen ihre
Videotechnik  systematisch  überprüfen  und  dort  nachrüsten,  wo  Kameras
veraltet, schlecht auflösend oder nicht ausreichend vorhanden sind.

4. Notrufpunkte  an  belasteten  Haltestellen  prüfen. An  besonders  belasteten
Haltestellen  sollen  Notrufknöpfe,  digitale  Notrufpunkte  oder  andere
niedrigschwellige  Alarmierungsmöglichkeiten,  vergleichbar  mit
Handfeuermeldern,  geprüft  werden.  Ziel  ist  eine  schnelle  Verbindung  zu
Leitstelle, Polizei oder Sicherheitsdienst besonders in Abend- und Nachtstunden.

5. Videobeobachtung immer mit sichtbarer Präsenz verbinden. Kameras
allein schaffen keine Sicherheit. Sie wirken dann am besten, wenn sie in eine
Strategie  aus  Beleuchtung,  Präsenz,  schneller  Intervention  und  klarer
Kommunikation eingebettet sind.

II. Sicherheitsgerechte Stadtentwicklung: Kriminalprävention und Frauensicherheit
durch vorausschauende Stadtplanung stärken.

Wie sicher ein Ort zukünftig wird, entscheidet sich bereits auf dem Bebauungsplan.
Denn Sicherheit entsteht nicht erst durch polizeiliche Kontrollen, Videobeobachtung
und Intervention. Sicherheit entsteht durch die Art, wie wir Städte planen und bauen.
Beleuchtung, Sichtachsen,  Bepflanzung,  Sauberkeit,  Nutzungsmischung und soziale
Kontrolle entscheiden darüber, wie ein öffentlicher Raum wahrgenommen wird. Ob als
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Platz, der zum Verweilen einlädt oder als Ort, der zügig hinter sich gelassen werden will.
Öffentliche  Räume  müssen  so  gestaltet  werden,  dass  sie  von  der  Breite  der
Stadtgesellschaft  angenommen  werden  und  nicht  von  Personen,  die  gezielt
Unübersichtlichkeit und Versteckecken ausnutzen.

Bepflanzung und Begrünung sichern Aufenthaltsqualität und stärken die klimatische
Resilienz unserer Stadt. Doch Grünanlagen nützen nichts, wenn Bürgerinnen und Bürger
sie aus Angst meiden. Öffentliche Orte dürfen nicht zu Angsträumen werden, ob Tag
oder Nacht. Gerade für Frauen ist diese Angst und Freiheitseinschränkung real. Dunkle
Wege,  schlecht  beleuchtete  Haltestellen,  zugewachsene  Parkanlagen  und
unübersichtliche Unterführungen schränken Bewegungsfreiheit ein. Laut BKA-Studie
meiden mehr als die Hälfte der befragten Frauen nachts bestimmte Orte und den
öffentlichen Nahverkehr. Ob tatsächliches oder subjektives Sicherheitsempfinden: Die
Freiheit einzelner darf niemals zu Lasten der Freiheit ganzer gesellschaftlicher Gruppen
gehen. Sicherheitspolitik muss daher die Lebensrealität von Frauen ernst nehmen und
zu  jeder  Zeit  mitdenken.  Frauen  sollen  sich  in  Dresden,  egal  wann  und  wo,  frei,
selbstbewusst und sicher bewegen können. Deshalb muss Frauensicherheit in allen
Bereichen der kommunalen Sicherheitspolitik  mitgedacht werden. Die Junge Union
Dresden fordert daher:

1. Verbindliche Sicherheitsprüfung bei Stadtentwicklungsprojekten. Bei neuen
Plätzen, Grünanlagen, Haltestellenbereichen und größeren Umgestaltungen soll
Sicherheit  verbindlich  mitgeprüft  werden.  Dazu  gehören  Beleuchtung,
Sichtachsen,  Flucht-  und  Ausweichmöglichkeiten,  soziale  Kontrolle  und
Nutzungsmöglichkeiten. Wir setzen uns dafür ein, die Neugestaltung des Wiener
Platzes/Prager  Straße im  Rahmen des  Projektes  “Grüner  Bogen”  erneut  auf
Sicherheitserfordernisse zu prüfen und ein umfangreiches Sicherheitskonzept zu
erstellen. 

2. Angsträume  systematisch  erfassen  und  beseitigen. Dresden  braucht  ein
regelmäßiges  Angstraum-Monitoring.  Bürgerinnen und Bürger  sollen dunkle,
unübersichtliche oder verwahrloste Orte unkompliziert melden können. Diese
Meldungen  müssen  ausgewertet  und  in  konkrete  Maßnahmen  übersetzt
werden.
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